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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 5/61 - des 
Dr. Fritz Hintze, Hösseringen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4. Deutschen 
Bundestag vom 17. September 1961 im Wahlkreis 39 
(Uelzen) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat als Vertrauensmann der 
Wählergruppe Niemack telegraphisch am 18. Sep- 
tember 1961 Einspruch eingelegt und ihn begrün- 
det. 

In einem Schreiben vom 8. Januar 1962 hat der 
parteilose Bewerber Niemack weitere Ausführun- 
gen zur Begründung gemacht und Zeitungsaus- 
schnitte beigefügt. 

Der Einspruchsführer behauptet, 

die Bundestagswahl im Wahlkreis 39 (Uelzen) sei 
in unzulässiger Weise beeinflußt worden. 

Er trägt vor, 

die Wähler in dem genannten Wahlkreis seien 
durch Zeitungsaufsätze kurz vor der Bundestags- 
wahl irregeführt worden, so u.a. durch den am 15. 
September 1961 in der Uelzener „Allgemeinen 
Zeitung" veröffentlichten Wählerberatungsartikel 
unter der Überschrift „Jeder Wähler muß 2 Kreu- 
ze machen" und dessen Zwischenüberschrift 
„Schwergewicht bei den Zweitstimmen". 

Er behauptet, 

dieser Artikel habe auf die Leserschaft des Wahl- 
kreises seine Wirkung nicht verfehlt. Durch diese 
„irreführende Falschmeldung" habe sich ein Teil 
der Wähler davon abhalten lassen, den parteilo- 
sen Bewerber Niemack zu wählen. Zum Beweis 
seiner Behauptung trägt er vor, daß der Anteil 
der ungültigen Stimmen des betreffenden 
Wahlkreises überraschend hoch gewesen sei. 
Letztlich meinte er, es habe für den Wahlkreis- 
leiter die Verpflichtung bestanden, als „amtlich 
bestellte Aufsichtsstelle" eine Berichtigung der 
Falschmeldung zu verlangen; dies sei jedoch 
unterblieben. 

2. Der Wahlprüfungsauschuß hat bei der Vorprüfung 
des Wahleinspruchs dem Einspruchsführer und 
den gemäß § 6 des Wahlprüfungsgesetzes am 
Verfahren von Amts wegen Beteiligten nahege- 
legt, auf die Anberaumung einer öffentlichen 
mündlichen Verhandlung zu verzichten. Dieser 
Verzicht wurde von allen Beteiligten erklärt. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 


schen Bundestag eingegangen und vom Einspruchs- 
führer begründet worden. 

Der Einspruch ist zwar zulässig, aber nicht begrün- 
det. 

Es ist zwar die Möglichkeit nicht auszuschließen, daß 
sich ein Teil der Wähler durch den genannten Arti- 
kel veranlaßt gesehen hat, einen Kandidaten zu wäh- 
len, dessen Partei sie gleichzeitig auch die Zweit- 
stimme geben konnten,- eine Irreführung in dem 
behaupteten Sinn kann jedoch in dem beanstandeten 
Artikel nicht gesehen werden. 

Nach § 4 des Bundeswahlgesetzes hat jeder Wähler 
zwei Stimmen. Diese können unabhängig voneinan- 
der abgegeben werden, d. h. sie müssen nicht der- 
selben Partei bzw. den entsprechenden Wahlvor- 
schlägen gegeben werden. Daraus ergibt sich daß 
das für den Wähler eingeräumte Wahlrecht nur dann 
voll in Anspruch genommen wird, wenn er von der 
Möglichkeit Gebrauch macht, beide Stimmen abzu- 
geben. 

Mag auch die Überschrift „Jeder Wähler muß 2 
Kreuze machen" zunächst den Eindruck erwecken, 
als ob bei Abgabe nur einer Stimme diese bei der 
Auszählung unberücksichtigt bliebe, so wird man 
doch die Überschrift nicht von dem nachfolgenden 
Artikel lösen können. Überschriften in Zeitungen 
dienen im wesentlichen als Blickfang und können, 
weil sie kurz sein müssen, das in dem nachfolgenden 
Artikel beschriebene Problem nur schlagwortartig 
aufzeigen. Sie sollen nicht für sich allein betrachtet 
werden, sondern den Leser dazu veranlassen, den 
nachfolgenden Artikel zu lesen. 

Der beanstandete Artikel bringt jedoch keine ob- 
jektiv zu beanstandende Formulierung, sondern ver- 
sucht, die für die Bundestagswahl geltenden gesetz- 
lichen Bestimmungen in verständlicher Form darzu- 
legen. So kann auch die Zwischenüberschrift 
„Schwergewicht bei den Zweitstimmen" nicht bean- 
standet werden, da die Zweitstimmen nach dem Bun- 
deswahlgesetz für den Gesamtwahlerfolg maßge- 
bend sind. 

Von einer Irreführung der Wähler kann daher nicht 
gesprochen werden. 

Der Einspruch war daher zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das Rechtsmittel der 
Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht bin- 
nen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses 
unter den in § 48 des Bundesverfassungsgerichts- 
gesetzes angegebenen Voraussetzungen möglich. 
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